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1. HISTORISCHER AUSGANGSPUNKT

a) Politische Ausgangslage

Am 01.07.1948 trafen sich in Frankfurt am Main die westlichen

Militärgouverneure Clay, Robertson und Koenig mit den Ministerpräsidenten

der Länder. Ziel war es, schnell eine neue Verfassung für die drei Westzonen zu

schaffen. Inhaltlich hatten sich die Militärgouverneure bereits festgelegt: Es

musste eine „Regierungsform des föderativen Typs“ sein, die die Rechte der

beteiligten Länder schützt und eine lediglich „angemessene Zentralinstanz

schafft“. Die Alliierten wollten dezidiert keinen starken, sondern einen

schwachen Staat. Die Zentralgewalt, der Bund, sollte nur in Abhängigkeit von

den Ländern regieren können. Es ging den Alliierten weder um die Fähigkeit,

die politische Führung des Gesamtstaates zu stärken, noch um eine effiziente

Bundesregierung, sondern allein darum, zu verhindern, dass diese neue

Republik in die braune Vergangenheit oder in die rote Zukunft wegdriftet.

Der neue Verfassungsentwurf musste den westlichen Militärgouverneuren

vorgelegt werden und stand unter dem Vorbehalt ihrer expliziten Genehmigung.

Zutreffend befand Adenauer, der Präsident des Parlamentarischen Rates, ein

Arbeitsgremium mit 65 Vertretern aus den Bundesländern der drei Westzonen,

dass „wir keine Mandanten des deutschen Volkes sind, sondern einen Auftrag

der Alliierten haben.“
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Von Anfang an bestand im Parlamentarischen Rat Einigkeit dahingehend,

dass der neue Staat das Gegenteil dessen sein sollte, was man gerade erlebt

hatte: entwaffnet statt hochgerüstet, liberal statt autoritär, tolerant statt

chauvinistisch, demokratisch statt diktatorisch, föderal statt zentral, ein

Mehrparteienstaat anstelle des Einparteienstaates.

Da man dem deutschen Volk erheblich misstraute, wurden die Bürger von

den politischen Entscheidungen auf Bundesebene strikt fern gehalten (keine

Direktwahl des Bundespräsidenten, keine Volksbegehren, keine Volks-

befragungen).

Institutionen, die während des Nazi-Regimes unfrei waren und behindert

wurden, wurden nun durch die Verfassung großzügig mit Freiheit und Einfluss-

möglichkeiten beschenkt wie z. B. die Presse und die Gewerkschaften (volle

Tarifautonomie und zwar ohne die von der Weimarer Reichsverfassung vorge-

sehene Möglichkeit der Zwangsschlichtung durch den Staat bei Arbeitskämpf-

en).

Jede Veränderung des fein austarierten Status quo der Verfassung sollte einer

gewissenhaften Prüfung unterzogen werden, was zu langen, quälenden

Verfahren mit dem idealen Ziel der Konsensbildung aller politisch beteiligten

Kräfte führte.

b) Verfassungsgerichtsbarkeit

Zudem wurde die Macht der Gerichte, insbesondere die des Bundesverfassungs-

gerichtes, erheblich gestärkt. Das Motiv, den Gerichten eine besonders starke

Stellung zuzuweisen, beruht ebenfalls auf den Erfahrungen mit der

Erschütterung des Rechts im nationalsozialistischen Unrechtsstaat. Eine starke,

unabhängige richterliche Instanz sollte „Hüter der Verfassung“ sein und den

Primat des Rechts über alles staatliche Handeln zur Geltung bringen.

Bis heute ist das Grundproblem des Bundesverfassungsgerichtes nicht gelöst,

nämlich das richtige Verhältnis von (Verfassungs-) Gerichtsbarkeit und Politik

oder das Problem der „Politisierung der 3. Gewalt“. Ist das Bundesverfassungs-
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gericht nur Gericht oder betreibt es (justizförmige) Politik? Oder anders

gewendet: Wie politisch darf das Bundesverfassungsgericht sein, ohne

aufzuhören, Gericht zu sein? Mit Leibholz1 ragt das Bundesverfassungsgericht

als richterliche Körperschaft in den Bereich des Politischen hinein, entscheidet

über politische Rechtsfragen und muss die politischen Wirkungen seiner

Entscheidungen berücksichtigen.

Faktisch wird freilich das Bundesverfassungsgericht insbesondere von der

jeweiligen Opposition zu politischen Zwecken genutzt und eingespannt. Damit

ist das Bundesverfassungsgericht in der Diktion von Geiger2 eine Art „Über-

regierung“.

Im politischen Alltag fallen sich Regierung, Bundesrat und Bundes-

verfassungsgericht oft in den Arm. Das politische Pokern in einer Sache

zwischen Bundesregierung und Opposition setzt sich über Monate im Bundesrat

fort und wird ggf. vor den Schranken des Bundesverfassungsgerichtes über

Jahre hinweg weitergeführt.

c) Föderalismus

Die Länder waren zeitlich vor dem Bundesstaat entstanden. Sie hatten also die

Macht, die der neu einzurichtende Organismus, der Bund, erst bekommen sollte.

So redeten die Ministerpräsidenten zwar viel von der zu schaffenden Bundes-

republik, dachten dabei aber fortwährend an sich selbst. Die Ländervertreter im

Parlamentarischen Rat nahmen sich deshalb besonders liebevoll ihrer eigenen

Rechte an. Im Verhältnis zur Weimarer Reichsverfassung kam es zu geradezu

spektakulären Verschiebungen des politischen Einflusses zugunsten der Länder.

Die Selbstversorgung mit Rechten aller Art bei den Ländern fiel üppig und

teilweise maßlos aus. Man lese nur Art. 79 Abs. 3 GG, wonach die Gliederung

des Bundes und der Länder sowie die grundsätzliche Mitwirkung der Länder bei

der Gesetzgebung des Bundes für ewig unantastbar erklärt wurde. Oder man

lese Art. 50 GG, wonach die Länder durch den Bundesrat bei der Gesetzgebung

                                                          
1 Bericht des Berichterstatters an das Plenum des Bundesverfassungsgerichtes zur „Status - Frage“

(Statusbericht), in: Häberle (Hrsg.), Verfassungsgerichtsbarkeit 1976, S. 224 f.
2 Geiger, Zur Verfassung des Bundesverfassungsgerichtes, DÖV 1950, 193 f.
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und Verwaltung des Bundes (!) und in Angelegenheiten der Europäischen

Union mitwirken.

Der Bundesrat ist deshalb keine bloße 2. Kammer, sondern ein machtvolles

„Bundesorgan eigener Art" (Thomas Ellwein), quasi eine zweite deutsche

Regierung, eine Nebenregierung, ohne eigenes Gesicht, aber mit erheblichem

Einfluss insbesondere dann, wenn die Machtverhältnisse im Bundestag und

Bundesrat auseinander fallen. Zu Recht hatte schon Adenauer prognostiziert:

"Den Kanzler möchte ich sehen, der gegen den Bundesrat regieren kann!“ Da

etwa 40 % der gegenwärtigen Gesetze sog. Zustimmungsgesetze gemäß Art. 77

Abs. 2 GG sind, verfügt der Bundesrat über ein echtes politisches

Blockaderecht.

Wegen dieser ganz spezifischen deutschen Verfassungssituation, der Neben-

regierung im Bundesrat und der Überregierung im Bundesverfassungsgericht,

bestimmt der Bundeskanzler keineswegs die Richtlinien der Politik gemäß

Art. 65 Abs. 1 GG. Vielmehr wird der Kanzler durch die Nebenregierung

Bundesrat bzw. die Überregierung Bundesverfassungsgericht in seinen Ent-

scheidungen (aus-)gebremst/behindert. Zumindest werden notwendige Ent-

scheidungen gerade in Krisenzeiten entschleunigt, so dass schnelles, effizientes

politisches Handeln außerordentlich erschwert wird.

Wegen dieses besonderen Bund-Länder-Verhältnisses hat sich ein spezifisch

bürokratischer Politikstil eingebürgert. Denn die 16 Länder mit ihren

140 Ministerien und etwa 6.000 Referatsleitern benötigen in der großen

"Maschinerie des Verbundföderalismus" rund 1.000 interministerielle Arbeits-

gruppen/Expertengremien zur länderinternen Abstimmung. Zu Recht wird

dieser "reisende Föderalismus" immer wieder kritisiert.3 Trotz aller

Bemühungen zur Straffung dieses Verbundföderalismus nimmt die Zahl der

Arbeitsgruppen (auch wegen des europäischen Einigungsprozesses) weiter zu.

Längst hat man den Überblick verloren. Das Dickicht der föderativen

Beziehungen wirft allerdings nicht nur Fragen der Effizienz oder der Kosten
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auf, sondern insbesondere die viel grundlegenderen Fragen nach der

demokratischen Legitimation und der politischen Verantwortlichkeit.

Verbundföderalismus ist ein „System organisierter Unverantwortlichkeit“.

Diese Verschleierung der politischen Verantwortung und diese

Fragmentierung politischer Macht haben die politische Lösungskompetenz

des Bundes erheblich geschmälert.

Selbst die Bundestagswahlen verändern wegen des komplizierten Wahlrechts-

systems, das insbesondere die kleinen Parteien sowie die mausgrauen

Parteifunktionäre begünstigt, allenfalls die jeweilige Ausgangslage, kaum

dagegen die Richtung der Politik.

Die Legende, das Grundgesetz sei ein großer Wurf, ist zwar weit verbreitet, in

Krisensituationen sind aber folgende Fakten zu berücksichtigen4:

1) Deutschland besitzt das langsamste parlamentarische Regierungssystem der

Welt.

2) In keinem anderen Land der Welt werden der politischen Gestaltungskraft

so enge Grenzen gesetzt wie in Deutschland.

3) Das Grundgesetz ist darauf angelegt, den Zentralstaat zu schwächen

(Art. 30, 70, 83, 50 GG).

4) Das Grundgesetz misstraut dem eigenen Volk.

5) Die raison d‘être eines jeden Staates, die Sicherheit seiner Bürger zu

gewährleisten, ist in Deutschland ausgesprochen kompliziert geregelt. Die

Fragmentierung von Sicherheit ist einzigartig und einmalig in der Welt.

                                                                                                                                                                        
3 Ahlf, Das Bundeskriminalamt als Zentralstelle, 1985, S. 42 f.; Steingart, Deutschland, Der Abstieg
eines Superstars, 13. Aufl. 2004, S. 168 f
4 Vgl. Steingart, Deutschland, Der Abstieg eines Superstars, Piper Verlag, 13. Auflage 2004, S. 9 und

153 f.
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d) Historische Hintergründe zur Fragmentierung der Sicherheit in

Deutschland

Die Fragmentierung von Sicherheit in Deutschland ist ebenfalls historisch

begründet. Sie wurzelt in dem politischen Prinzip:

- Nie wieder ein Reichssicherheitshauptamt;

- nie wieder eine „institutionelle Ermächtigung der Polizei“, was so viel

bedeutete, dass die Polizei ohne gesetzliche Befugnisnorm Eingriffe tätigen

konnte, und

- nie wieder eine eigenständige Befugnis der Polizei, Schutzhaft anzuordnen.

Die alliierten Militärgouverneure verfolgten bei der Reorganisation des

deutschen Polizeisystems nach dem Kriege fünf Ziele5:

1) Entnazifizierung

2) Entmilitarisierung

3) Dezentralisierung

4) Demokratisierung mithilfe der Kommunalisierung der Polizei und

5) Entpolizeilichung, also die Ausgliederung von eigentlichen Verwaltungsauf-

gaben aus dem Zuständigkeitsbereich der Polizei und die Reduktion der

Polizei auf bloße vollzugspolizeiliche Funktionen.

Im britischen Sektor kam noch ein sechstes Ziel hinzu, nämlich die Einführung

der Einheitspolizei in der Diktion der Instruktion 3 Ziff. 2 vom 25.09.1945,

"das Verschwinden der selbstständigen staatlichen Organisationen der

Schutzpolizei des Reiches, der Gendarmerie und der Kriminalpolizei".

Konsequent verfolgten die alliierten Militärgouverneure das Föderalismusprin-

zip auf dem Gebiet der Polizei. Zunächst bestand deshalb die einvernehmliche

Auffassung dahingehend, überhaupt keine Bundespolizeibehörden ein-

zurichten.

Mit dem Aidé-Mémoire vom 22.11.1948 wurden allerdings dann der

Bundesregierung auf dem Gebiet des Polizeiwesens bewusst eingeschränkte

                                                          
5 Ahlf, a.a.O., S. 59 (73 f) und 249 f.
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Befugnisse eingeräumt. Mit dem Polizeibrief der Alliierten vom 14.04.1949

wurden der Bundesregierung - für die damalige Zeit erstaunliche - neue

Bundespolizeikompetenzen eingeräumt und zwar kurz vor der Abschlusssitzung

des Parlamentarischen Rates. Allerdings blieb es bei der zentralen Aussage

gemäß Ziff. 3 S. 2 Polizeibrief, wonach keine Bundespolizeibehörde Befehls-

gewalt über Landes- oder Ortspolizeibehörden besitzen dürfe.

Der Parlamentarische Rat stand nach dem Eintreffen des Polizeibriefes Ende

April 1949 unter erheblichem Zeitdruck. Ihm blieb in der Kürze der Zeit gar

nichts anderes übrig, als die neu konzedierten Materien nach der „additiven

Einflick-Technik“ in den damaligen Art. 116 Abs. 1 (entspricht Art. 87 Abs. 1

GG) einzufügen. So wurden „Zentralstellen für das polizeiliche Auskunfts- und

Nachrichtenwesen“, abgeleitet aus der Formulierung: "Einrichtung von Bundes-

behörden auf dem Gebiet zur Sammlung von polizeilichen Auskünften und

Statistiken" gemäß Ziff. 1 2. Halbsatz Buchstabe b des Polizeibriefes und

"Zentralstellen für die Kriminalpolizei", abgeleitet aus der Formulierung:

"Einrichtung von Bundespolizeibehörden auf dem Gebiet der Koordinierung bei

der Untersuchung der Verletzung von Bundesgesetzen" gemäß Ziff. 1

2. Halbsatz Buchstabe b Polizeibrief geschaffen.6 Es handelt sich hierbei um die

Geburtsstunde eines neuen, spezifischen Behördentypus auf Bundesebene,

nämlich der Zentralstelle. Funktional handelt es sich um legale Misch-

verwaltung. Meines Erachtens ist diese verfassungsrechtliche Sonderstellung

der Zentralstelle dadurch gekennzeichnet, dass es sich um eine ministerialfreie

Stelle7 handelt, ganz im Gegensatz zur gegenwärtig existierenden Praxis.

Weil die Polizei gemäß Art. 30, 70 GG Ländersache ist, ist hier die bundesweit

wirksame Koordination im Sinne des "Verbundföderalismus" besonders

kompliziert. Das Schreckbild jeder föderalen Verwaltungsorganisation, die sog.

„3. Ebene“, also die Selbstkooperation der Länder auf Bundesebene, wird

gerade hier in vollem Umfange praktiziert. Es verwundert deshalb nicht, dass
                                                          
6 Ahlf, a.a.O., S. 75
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dieser Defekt bei der gegenwärtigen Diskussion zur Sicherheitsarchitektur in

Deutschland deutlich herausgestellt wird. Der Verbundföderalismus in der Form

polizeilicher Gremien mit all ihren Untergliederungen ist im internationalen

Vergleich auch einmalig, einzigartig und gerade im Feld der Sicherheit nicht

immer effizient. Dies gilt insbesondere dann, wenn der Konsens in Sicherheits-

fragen zwischen den A- und B-Ländern im Schwinden begriffen ist.

2. ASPEKTE DER  FRAGMENTIERUNG VON SICHERHEIT

a) Die Fragmentierung von Sicherheit in Deutschland

Stichworte für diese Fragmentierungen von Sicherheit sind bekanntlich:

- das sog. Trennungsgebot

- die Entpolizeilichung

- die strikte Differenzierung von Repression und Kriminalprävention

- der Rückzug der Polizei auf reine vollzugspolizeiliche Aufgaben

- die Rechtsmittelfähigkeit aller polizeilichen Maßnahmen, auch der mit

geringem Eingriffscharakter

- die Aufteilung der polizeilichen Befugnisse auf verschiedene Bundes-

behörden und insbesondere auf die Polizeibehörden der Länder mit jeweils

eigenen Polizeigesetzen.

Für den Bereich des Staatsschutzes und der Terrorismusbekämpfung wurde

jüngst darauf hingewiesen, dass 36 Bundes- und Landesbehörden getrennt von-

einander mit Terrorismusbekämpfung befasst sind, und es wurde deshalb

zumindest eine gemeinsame Datenbank "Internationaler Terrorismus" eingefor-

dert.8

Viel zu häufig wird heute selbst vom Bundesverfassungsgericht übersehen, dass

die Polizei eine Sonderfunktion für die Sicherheitsgewährleistung besitzt,
                                                                                                                                                                        
7 Ahlf, a.a.O., S. 119
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nämlich die Sicherheitsgarantie auch jenseits der Gewaltengliederung effektiv

einzulösen.9 

Sicherheit darf deshalb nicht so verstanden werden, die Kompetenzordnung des

Grundgesetzes so rigide auszulegen, dass damit die wirksame Wahrnehmung

der Sicherheitsgewährleistung unmöglich gemacht wird. Im Gegenteil ist

darauf zu achten, dass die Sicherheitsgewährleistung durch die Polizei ermög-

licht wird, und die Beweglichkeit der Polizei zur Sicherheitsgewährleistung

auch substantiell erhalten bleibt.10

Bekanntlich umfasst die staatliche Garantie der Sicherheitsgewährleistung

drei Aspekte:

(1) Sicherheit als Staatsaufgabe (mit Verfassungsrang)

(2) Sicherheit als Staatszweck und Staatszielbestimmung und

(3) die grundrechtliche Gewährleistung von Sicherheit, wie sie mit dem sog.

"Grundrecht auf Sicherheit" (Isensee) umschrieben worden ist.11

Der Sachverständigenkommission12 zufolge sind Staatszielbestimmungen (s.o.)

"Verfassungsnormen mit rechtlich bindender Wirkung, die der

Staatstätigkeit die fortdauernde Beachtung oder Erfüllung bestimmter

Aufgaben - sachlich umschriebener Ziele - vorschreiben. Sie umreißen

ein bestimmtes Programm der Staatstätigkeit und sind dadurch eine Richtlinie

oder Direktive für das staatliche Handeln, auch für die Auslegung von Gesetzen

und sonstigen Rechtsvorschriften".

                                                                                                                                                                        
8 Werthebach, Deutschland: Auf Terror schlecht vorbereitet, Internationale Politik 2/2004 S. 29 f.
9 Möstl, Die staatliche Garantie für die öffentliche Sicherheit und Ordnung. Sicherheitsgewährleistung

im Verfassungsstaat, im Bundesstaat und in der Europäischen Union, 2002., S. 383
10 Möstl, a.a.O., S. 496
11 Isensee, Das Grundrecht auf Sicherheit, 1983
12 BMI / BMJ (Hrsg.), Staatszielbestimmungen / Gesetzgebungsaufträge. Bericht der Sachverständigen-

kommission, Bonn 1983, Rd.-Nr. 7
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b) Das komplizierte Verhältnis von Freiheit und Sicherheit

Zunächst sollte beim Begriff der Freiheit in liberalen Demokratien zwischen der

positiven und der negativen Freiheit differenziert werden, wobei die negative

Freiheit von der herrschenden Meinung – meines Erachtens zu Unrecht - als die

zentrale, verwundbare Stelle  angesehen wird.

Es handelt sich bei der „negativen Freiheit“ um die klassischen liberalen

Freiheits- und Abwehrrechte des Einzelnen gegen den Staat, also die

klassischen persönlichen Freiheits- und Verfahrensrechte wie z. B das

allgemeine Persönlichkeitsrecht, die Handlungs-, Bewegungs-, Meinungs-,

Versammlungs-, Eigentumsfreiheit sowie das faire Verfahren usw. Die negative

Freiheit betrifft also die Schutzrechte des Einzelnen gegen staatliche Eingriffe.

Wesentliche Voraussetzung für das Funktionieren einer freiheitlichen

Demokratie sind dagegen die viel fundamentaleren Werte der „positiven

Freiheit“, welche ein gedeihliches Zusammenleben und die Demokratie erst

ermöglichen. Es handelt sich z. B um die Werte der Toleranz, der Mäßigung,

der Gewaltfreiheit, der Vernünftigkeit sowie der Gerechtigkeit.

In Bezug auf das, was heute unsere „liberale Demokratie“ ausmacht, gilt

offenbar mehr die negative Freiheit des Liberalismus als die positive Freiheit

der Demokratie. Dies wird meines Erachtens insbesondere bei der sog.

Terrorismusdebatte viel zu wenig beachtet, weil der Terrorismus immer auch

einen bewussten Angriff auf die demokratischen Prinzipien, auf die

Vernünftigkeit, auf die Gewaltfreiheit usw. darstellt.

Weiter ist im komplizierten Verhältnis von Sicherheit und Freiheit heute der

Ausgangspunkt, dass sich die Gewichte/das Rangverhältnis vom Staatszweck

Sicherheit deutlich in Richtung Freiheit verschoben haben im Sinne: „Freiheit

vor Sicherheit“.13

Die bloße negative Abwehrfunktion (s.o.), wonach Eingriffe in die Freiheit

des Einzelnen nach dem Vorbehaltsprinzip einer hinreichend bestimmten,

                                                          
13 Möstl, a.a.O., S. 39
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gesetzlichen Ermächtigungsnorm bedürfen, steht bei der heute üblichen

Anwendung eindeutig im Vordergrund.

Der positive Zusammenhang von Sicherheit und Freiheit, der "logische und

der funktionale Vorrang der Sicherheitsgewährleistung" (in der Diktion von

Di Fabio14), auch im Sinne der fundamentalen Werteverfassung (s.o.), ist

allerdings durchgängig zu berücksichtigen. Denn Freiheit setzt notwendiger-

weise Sicherheit voraus, baut also auf Sicherheit auf. Deshalb können

Freiheitsrechte sehr wohl zum Zwecke der Sicherheitsgewährleistung

eingeschränkt werden. Die (negativen) Freiheitsrechte sind nach der Verfassung

(Sicherheit als Staatszielbestimmung, s.o.) damit rangmäßig keineswegs

gegenüber der Sicherheitsgewährleistung höherrangig konzipiert.

Der gegenwärtig vorherrschende Ausgangspunkt, die Abwehrrechte des

Einzelnen auch rangmäßig gegenüber den Sicherheitsaspekten zu stark zu

gewichten, stellt vielmehr eine Vereinseitigung des komplexen Spannungsver-

hältnisses dar. Damit wird die bloße Eingriffsrechtfertigung i.S.d. Vorbehalts-

prinzips im konkreten Einzelfall der grundlegenden Bedeutung der

Sicherheitsgewährleistung gerade nicht gerecht. Dies hat zur Konsequenz, dass

nach der herrschenden Verfassungsdoktrin die Sicherheitsgewährleistung

dogmatisch und konstruktiv als "Feindin der Freiheit" uminterpretiert wird

(s.o.). Die Sicherheitsgewährleistung erhält damit einen generell negativen

Anstrich, in dessen Folge alle polizeilichen Maßnahmen zur

Sicherheitsgewährleistung einer spezifischen Ermächtigung/Legitimation

bedürfen. Diese (herrschende) Verfassungsdogmatik löst damit das schwierige

Verhältnis von Sicherheit und Freiheit einseitig falsch i.S.d. Grundsatzes: in

dubeo pro libertate. Allerdings vermag auch der Grundsatz: in dubeo pro

securitate genauso wenig das komplizierte Spannungsverhältnis aufzulösen,

obwohl dies - zumindest - methodisch viel naheliegender erscheint.

                                                          
14 Di Fabio, Risikoentscheidungen im Rechtsstaat, Zum Wandel der Dogmatik im öffentlichen Recht,

insbesondere am Beispiel der Arzneimittelüberwachung, 1994, S. 73 f.



Fragmentierung von Sicherheit - Seite 12 von 38
Aktuelle Trends bei Entscheidungen des BVerfG
zu vollzugspolizeilichen Fragestellungen

Bemerkenswert ist allerdings, dass dieses verfassungsdogmatische Defizit der

herrschenden Meinung, das rein negative, d. h. staatsabwehrende Verständnis

der Grundrechte und der Verfassung, diese Einseitigkeit im Abwägungspro-

zess, leider auch die neuere Spruchpraxis des Bundesverfassungsgerichtes

total dominiert.

In den 15 Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichtes seit 1998 zu

vollzugspolizeilichen Themenfeldern, ist kein einziges Mal der übergeordnete

Gesichtspunkt der Sicherheitsgewährleistung beachtet/behandelt worden, wohl

aber durchweg die bloße negative abwehrrechtliche Position i.S.d.

Vorbehaltsprinzips.

Im Rahmen einer Überprüfung wurde untersucht, ob das

Bundesverfassungsgericht bei seinen Entscheidungen

(1) die Belange der Inneren Sicherheit in der Regel die Verhältnismäßigkeit

berücksichtigt;

(2) wurde überprüft, ob es gewisse Trends bei diesen Entscheidungen (auch

nach Senaten differenziert) gibt und insbesondere

(3) ob das Bundesverfassungsgericht seine zentrale Aufgabe wahrnimmt, für die

Sicherheitsgewährleistung in diesem Land Sorge zu tragen, also über die

konkrete Einzelfallentscheidung hinaus auch berücksichtigt, dass die

Beweglichkeit der Polizei bei der Aufgabenwahrnehmung erhalten

bleibt (vgl. Möstl, a.a.O, Fußnote 13).

Während die beiden ersten Fragestellungen im Rahmen des Erwartbaren aus-

fielen, fällt auf, dass das Bundesverfassungsgericht den Aspekt der

Sicherheitsgewährleistung überhaupt nicht berücksichtigt hat.

Dies wiegt bei einer ganzheitlichen Betrachtung umso gravierender, weil gerade

die Fragmentierung von Sicherheit in Deutschland - wie dargestellt - in der Welt

einzigartig ist und deshalb der Aspekt der Sicherheitsgewährleistung in

besonderer Weise zu würdigen gewesen wäre.
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c) Gefahren für den Bürger

Einer der wesentlichen Gründe für die Fragmentierung von Sicherheit war die

Machtkonzentration sämtlicher Sicherheitsagenturen in einer eigenen staat-

lichen Behörde, dem Reichssicherheitshauptamt. In der Tat gingen von dieser

staatlichen Institution erhebliche Gefahren für die Freiheit des Einzelnen aus. Es

verbietet sich allerdings, das Reichssicherheitshauptamt mit der heutigen Polizei

gleichzusetzen.

Meines Erachtens gehen heute die Gefahren für die Sicherheit und Freiheit

der Einzelnen nicht von der Polizei, sondern vielmehr von Teilen der

Gesellschaft und von globalisierten Tätern aus, die oft in Netzwerken

zusammenarbeiten.

Die eloquenten und politisch sehr einflussreichen „offensiven Datenschützer“,

die Konfliktverteidiger und Teile der Professorenschaft sind da ganz sicher

anderer Auffassung. Sie sehen die Bedrohung der Freiheit der Einzelnen nach

wie vor in der Polizei, der sie unterstellen, einen neuen Polizei-

/Überwachungsstaat errichten zu wollen. Zudem sehen sie in den verstärkten

kriminalpräventiven Aktivitäten der Polizei die Dämmerung des sog.

Präventionsstaates.

Allein die banale Feststellung, dass die Polizei heute kaum mehr in der Lage ist,

den vielfältigen Anforderungen, die an sie gestellt werden, überhaupt gerecht zu

werden, spricht gegen die These, die Polizei habe die Absicht, einen neuen

Polizei- bzw. Präventions- oder Überwachungsstaat errichten zu wollen. Im

Übrigen hat Denninger15 zutreffend darauf hingewiesen, dass sich der

Präventionsstaat und der Rechtsstaat nicht ausschließen, sondern gegenseitig

ergänzen: Der Präventionsstaat agiere im Bereich der Sicherheitsvorsorge, der

Rechtsstaat nehme eine abwartende bzw. reagierende Position im Bereich der

Strafverfolgung und der Gefahrenabwehr ein.

                                                          
15 Denninger, Freiheit durch Sicherheit, KJ 2002, S. 46 f.
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Zudem besteht innerhalb der Polizei durchaus eine gefestigte Werthaltung

dahingehend, nicht erneut durch einen Polizeistaat politisch missbraucht zu

werden.16

Gleichwohl scheint es so zu sein, als stehe die Polizei auch heute noch unter

dem Generalverdacht, erneut einen Überwachungsstaat etablieren zu wollen.

Dieses Misstrauen reicht von bestimmten politischen Parteien über die

Judikative bis hin zu den oben genannten Berufsgruppen.

Dieses Misstrauen gegen die Polizei steht, wie jeder weiß, im krassen Gegensatz

zu der hohen Anerkennung, die die Polizei in der Bevölkerung, nunmehr auch

in den neuen Bundesländern, genießt. Die Bevölkerung schätzt die Polizei

ausgesprochen positiv ein, viel positiver als die politischen Parteien, die

Kirchen, die Gewerkschaften, die Presse usw.17

Ich bin der Auffassung, dass diese Misstrauenskultur auch dazu beigetragen

hat und dazu beiträgt, dass ein ganzheitliches Sicherheitsdenken in

Deutschland im Vergleich zum europäischen Ausland so extrem unterent-

wickelt ist.

 d) Datenschutz und die einheitlich wahrzunehmende Staatsaufgabe Sicherheit

Wenn man den Datenschutz als "Panzerfaust der Gerechtigkeit", also als ein

Mittel versteht, das sog. Böse - hier den drohenden Überwachungsstaat - zu

beseitigen / bekämpfen, dann wird dem Datenschutz eine politische Machtfülle

gerade auch im Sinne von Definitionsmacht zugesprochen, die ihm

schlechterdings nicht zukommt.

Datenschutz kann auch nicht im Sinne einer „informationellen Gewalten-

teilung“ im Wege einer Datenverkehrsregelung dahingehend interpretiert

werden, dass sich bei der Datenübermittlung der Datenschutz lediglich an der

jeweiligen Aufgabenzuordnung der am Kommunikationsprozess Beteiligten

                                                          
16 Ahlf, Ethik im Polizeimanagement, 2. Auflage 2000, S. 146 f.
17 Vgl. schon IPOS 1992, Einstellungen zu aktuellen Fragen der Innenpolitik 1992 in Deutschland, S. 47

und Anhang
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orientiert, ohne eine Gesamtwürdigung des Übermittlungsprozesses vorzu-

nehmen. Zutreffend hat kürzlich Müller-Franken18 darauf hingewiesen, dass bei

den exekutiven Sicherheitsgewährleistungen stets - und zwar auch im Bereich

des Datenschutzes - der einheitlich wahrzunehmende Sicherheitsauftrag des

Staates zu berücksichtigen ist.

Die überkommene datenschutzrechtliche Auffassung geht bekanntlich dahin,

dass grundsätzlich die Fälle der Kooperationen zwischen unterschiedlichen

Behörden, aber auch die Fälle der Amts- und Vollzugshilfe vom Ansatz her

deshalb für datenschutzwidrig angesehen werden, weil die befassten Behörden

unterschiedliche Aufgaben wahrnehmen. Mit Müller-Franken ist dagegen diese

Sicherheitsgewährleistung des Staates insbesondere bei der Informations-

übermittlung im Rahmen von Kooperationen und bei der informationellen

Zusammenarbeit aller Behörden explizit zu berücksichtigen.19

Zudem kann wegen der Vielgestaltigkeit der zu regelnden Situationen im

Sicherheitsbereich nicht jede informationelle Zusammenarbeitssituation spezial-

gesetzlich im Sinne des Vorbehaltsprinzips geregelt werden. Deshalb ist der

Widerstand der Datenschützer gegen die sog. eingeschränkte General-

klauseln20, der mit dem Argument fehlender Bestimmtheit geführt wird, wenig

überzeugend. Denn auch insoweit wird die isolierte datenschutzrechtlich

verengte Sichtweise, die den Aspekt der Sicherheitsgewährleistung ausblendet,

nur zu deutlich.

Datenschutz ist deshalb nicht mehr aber auch nicht weniger als konkretisierter

Grundrechtschutz beim Umgang mit personenbezogenen Informationen, ein

Grundrechtschutz, der allerdings mit anderen Verfassungswerten, also

insbesondere mit der Sicherheitsgewährleistung des Staates, im Sinne

praktischer Konkordanz in Einklang zu bringen ist. Deshalb verwundern die

Jubelrufe von Schaar21 zum sehr kritisierbaren Urteil des Bundesverfassungs-

gerichtes zum großen Lauschangriff.22

                                                          
18 Müller-Franken, Der Staat als Garant von Freiheit und Sicherheit, Die Polizei 12 / 2004, S. 347
19 ebenso Aulehner, a.a.O., S. 328
20 Bäumler JR 84, 364
21 Schaar in: Süddeutsche Zeitung Nr. 53 vom 04.03.04: Ein großer Tag für den Rechtsstaat
22 Dazu Störzer, Kriminalistik 04, 450 f.
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3. ANHANG: ERWEITERTER SICHERHEITSBEGRIFF

a) Aspekte des erweiterten Sicherheitsbegriffes

(1) Öffentliche Sicherheit und Innere Sicherheit

Der Mensch will Sicherheit. Sein Bedürfnis, das Erreichte auch in Zukunft

zu bewahren und möglichst nichts Unvorhersehbares zu erleiden, scheint um

so stärker zu werden, je unübersichtlicher die soziale Welt wird. Dieses

Sicherheitsbedürfnis des Einzelnen ist offenbar ein relatives, denn es ist

historisch, regional und subjektiv unterschiedlich ausgeprägt. So lebte der

Mensch des Mittelalters z. B. in wesentlich unruhigeren Verhältnissen und

unter viel größeren Risiken für Leib und Leben als wir gegenwärtig in

Deutschland. Elias23 hat darauf hingewiesen, dass im Mittelalter der Streit

leidenschaftlicher, der Krieg die Regel und der Friede die Ausnahme war.

Seuchen fegten über die Erde, Tausende starben in Qual und Schmutz ohne

Hilfe und Trost. Missernten verknappten das Brot für die Armen. Aber auch

der Mensch des Mittelalters hatte seine spezifischen Sicherheitsbedürfnisse.

Der Begriff der öffentlichen Sicherheit ist ein unbestimmter Rechtsbegriff

des Polizeirechtes, dessen Inhalte in Rechtsprechung und Lehre seit langem

entwickelt worden sind. Die polizeilichen Schutzgüter zur Gefahrenabwehr

sind bekanntlich die öffentliche Sicherheit und die öffentliche Ordnung

(strittig).

Die öffentliche Sicherheit umfasst dabei drei Aspekte:

- Schutz der gesamten Rechtsordnung

- Schutz des Einzelnen in seinen absoluten Rechtsgütern (insbesondere

Grundrechtsschutz) und

-  Schutz der Einrichtungen / Veranstaltungen des Staates sowie Schutz

der Funktionsfähigkeit der Organe dieses Staates.

                                                          
23 Elias, Über die Einsamkeit der Sterbenden in unseren Tagen, 1982
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Der Begriff der öffentlichen Ordnung ist dagegen sehr umstritten. Einige

Länder haben den Begriff der öffentlichen Ordnung gänzlich aus ihren

Polizeigesetzen entfernt (z. B. Nordrhein-Westfalen).

Klassisch umfasst der Begriff der öffentlichen Ordnung jene

ungeschriebenen Regeln für das Verhalten des Einzelnen in der Öffentlich-

keit, die nach der jeweils herrschenden Auffassung als unerlässliche

Voraussetzung für ein gedeihliches Zusammenleben der Menschen angeseh-

en werden.

Der Begriff der Inneren Sicherheit ist dagegen kein expliziter Rechts-

begriff. Es gibt auch keine allgemein verbindliche Definition dieses

Begriffes. Innere Sicherheit ist ein vager Prinzipienbegriff, der auf das

Programm für die Innere Sicherheit aus dem Jahre 1972 zurückgeht. Dieses

Programm wurde 1994 fortgeschrieben und gegenwärtig wird über die

Weiterentwicklung des Programms für die Innere Sicherheit in der Polizei

diskutiert.

Mit dem Begriff der Inneren Sicherheit werden die innerstaatlichen Schutz-

pflichten, insbesondere der Grundrechtsschutz, aber auch das Prinzip des

Gewaltmonopols sowie die unterschiedlichsten Aspekte der Zusammen-

arbeit der Organe der Inneren Sicherheit und Aspekte des Rechts-

staatsprinzips zusammengefasst. Lange24 hält den Begriff der Inneren

Sicherheit stilistisch weder für gelungen noch für praktikabel und versteht

darunter zusammenfassend ein "System von staatlichen Institutionen und

Einrichtungen, die durch Verfassung und Organe der demokratischen

Willensbildung legitimiert sind, das öffentliche Gewaltmonopol im Rahmen

kodifizierter Regeln exekutiv auch unter Anwendung von unmittelbarem

Zwang auszuüben".

Aus zeithistorischer Sicht hat der für die Polizei so wichtige Begriff der

Inneren Sicherheit einen unmittelbaren Bezug zur Terrorismusproblematik

der 60er und 70er Jahre. Von manchen wird deshalb der Begriff der Inneren

Sicherheit auch als ein politischer Kampfbegriff angesehen, nämlich als eine
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Umschreibung der staatlichen Reaktionen auf die durch die Studenten-

unruhen ausgelösten gesellschaftspolitischen Veränderungen im damaligen

Deutschland. Die staatliche Antwort auf diese gesellschaftspolitischen

Veränderungen sei nicht nur die personelle und materielle "Aufrüstung der

Polizei" und der Sicherheitsorgane im Rahmen der Inneren Sicherheit

gewesen, sondern es sei auch ein neuer Schub symbolischer Gesetzgebung,

insbesondere im Strafrecht, eingeleitet worden.

Der Begriff der „Inneren Sicherheit“ ist jedenfalls deutlich weiter als der

Begriff der „öffentlichen Sicherheit“. Denn er befasst sich auch mit der

gesamtgesellschaftlichen Aufgabe der Kriminalprävention, mit dem Sicher-

heitsgefühl der Bevölkerung und teilweise auch mit der Sicherheitspolitik,

nämlich mit Bedrohungslagen und Risikopotenzialen für die staatliche

Sicherheit.

(2) Das Grundrecht auf Sicherheit

Auf die berühmte und bis heute umstrittene Schrift Isensees, „Das

Grundrecht auf Sicherheit“, aus dem Jahre 1983, möchte ich hier nur kurz

eingehen. Bekanntlich enthält das Grundgesetz explizit kein Grundrecht auf

Sicherheit. Von seinen Befürwortern wird dieses Grundrecht entweder aus

einzelnen Grundrechten oder aber (vorherrschend) aus der materiellen

Wertordnung des Grundgesetzes, insbesondere dem Rechtsstaatsprinzip in

Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 Satz 2 GG abgeleitet.

Die Gegner dieses Grundrechtes auf Sicherheit (z. B. Lisken25) führen an,

dass die klassischen Grundrechte als Abwehrrechte gegen den Staat

konzipiert seien und (staatliche) Eingriffsenthaltsamkeit bezweckten. Beim

Grundrecht auf Sicherheit werde aber systemwidrig ein Grundrecht

                                                                                                                                                                        
24 Lange, Innere Sicherheit als Netzwerk, in: derselbe (Hrsg.): Staat, Demokratie und Innere Sicherheit in

Deutschland, 2000
25 Lisken, ZRP 1990, S. 15 f.
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konstruiert, mit dem gerade Grundrechtseinschränkungen und Grundrechts-

eingriffe legitimiert werden können.

Mit der sich abzeichnenden Neuorientierung im Feld umfassender

Sicherheit (erweiterter Sicherheitsbegriff) geht es nicht um die ver-

meintliche Frontstellung Bürger - Polizei, gilt doch die Polizei bis heute bei

vielen per se als "Feind der Freiheit"26, sondern darum, in dieser Welt des

Überganges mit ihren neuartigen Kriminalitätserscheinungen, neuartigen

Bedrohungen, asymmetrischen Kriegen usw. einen zeitgemäßen Interessen-

ausgleich zwischen Freiheit und Sicherheit herzustellen. Es macht keinen

Sinn, alte Frontstellungen zu vertiefen, sondern man muss meines Erachtens

mehr tun als Eingriffsenthaltsamkeit gerade bei der Informationserhebung / -

verarbeitung zu üben, um den zentralen Rechtsanspruch des Bürgers auf

Sicherheit zu gewährleisten. Zutreffend hat Zeidler27 angeführt, dass die

materiale Wertordnung des Grundgesetzes vom Staat fordert, alles Unrecht,

auch und gerade die Kriminalität, zu bekämpfen. Gewiss sei die Pflicht zur

Gewährleistung der Sicherheit der Bevölkerung im kriminalpolitisch -

 polizeilichen Sinne nicht alles, was der Staat zu tun habe. Aber ohne die

angemessene Erfüllung dieser Pflicht zur Sicherheitsgewährleistung ist alles

Übrige nichts.

Bei der sich abzeichnenden Neuorientierung geht es also nicht allein um die

vermeintliche uralte Frontstellung Bürger - Polizei, sondern um eine

ganzheitliche Sichtweise, die natürlich auch das Bürger-Polizei-Verhältnis

betrifft, aber in gleicher Weise die real existierenden Kriminalitäts- und

Bedrohungslagen auch präventiv zu berücksichtigen hat und die

Opferproblematik nicht ausblenden darf. Nur eine derartige ganzheitliche

Sicht ermöglicht es, Konkordanz zwischen Sicherheit und Freiheit

herzustellen.

                                                          
26 Bull, Die "Sicherheitsgesetze" im Kontext von Polizei- und Sicherheitspolitik, in: ders.: Sicherheit

durch Gesetze, 1987, S. 31 (siehe auch S. 21)
27 Zeidler, in: 63. Deutscher Juristentag, Festvortrag, Verhandlungen Bd. II, Teil 1
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Das Bundesverfassungsgericht hat zutreffend auf die Adjektive zum

Sicherheitsbegriff (öffentliche / innere) verzichtet und mehrfach die

Bedeutung der Sicherheit als Staatszweck hervorgehoben. Zum einen

betrifft die Sicherheit des Staates die verfasste Friedens- und Ordnungs-

macht, zum anderen hat der Staat die "Sicherheit seiner Bevölkerung zu

gewährleisten". Beide Aspekte, die Friedens- und Ordnungsmacht sowie die

Gewährleistung der Sicherheit der Bevölkerung, sind unverzichtbare

Verfassungswerte, weil von ihnen der Staat seine eigentliche und letzte

Rechtfertigung herleitet.28

(3) Interdependenzen

Der Begriff der Sicherheit hat zurzeit Konjunktur. Interessant ist insoweit,

dass dieser Begriff erst im 20. Jahrhundert genauer untersucht wurde,

obwohl Sicherheit seit jeher nicht nur ein Staatsziel, sondern der primäre

Staatszweck selbst ist. Sicherheit ist über Jahrhunderte hinweg nicht nur der

Ausgangspunkt, sondern immer auch der Endpunkt des sich permanent

weiterentwickelnden Staatsverständnisses gewesen. Aus dem historischen

Rückblick ergibt sich, dass Staaten aus dem Aspekt der Sicherheit überhaupt

nur deshalb entstanden sind, um die physische Sicherheit ihrer Bürger zu

gewährleisten.

Die üblichen Differenzierungen zwischen Innerer und Äußerer Sicherheit,

aber auch die Unterscheidung von privater und staatlicher Sicherheit,

rechtlicher und sozialer Sicherheit usw. wird heute allerdings zunehmend

fragwürdiger, denn es bestehen zwischen diesen "Antipoden / Topoi"

durchaus Zusammenhänge und Interdependenzen. Deshalb stellt sich die

Frage, ob - wie bisher - diese jeweils isolierten Sicherheitsaspekte

ausschließlich einer einzigen staatlichen Sicherheitsagentur (Polizei, Militär,

Gerichte, Sozialbehörden, Gesundheitsbehörden usw.) zuzuweisen sind.

                                                          
28 BVerfGE 49, 24 (56)
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Meines Erachtens ist diese bisher in Deutschland praktizierte

eindimensionale Sichtweise und Zuordnung überholt und durch eine

ganzheitliche zu ergänzen. Denn wir leben heute in einem umfassenden

Sicherheitsraum ganz im Sinne des sog. "Schutzstaates" (Hesse).29

b) Aspekte des erweiterten Sicherheitsbegriffes

Bei dem nun zu diskutierenden erweiterten Sicherheitsbegriff sollten zum

einen dessen beide Dimensionen, nämlich die politische und die menschliche,

und zum anderen dessen beide Perspektiven, nämlich die subjektive und die

Zukunftsperspektive, hervorgehoben werden.

(1) Die Dimension der politischen / staatlichen Sicherheit

Nach überkommener, klassischer Auffassung umfasst Sicherheit im Sinne

der politischen Sicherheit die gesamtgesellschaftlichen / politischen Ziel-

setzungen und Programme zum Schutze des Staates. Die politische

Dimension der Sicherheit umfasst mithin die Rechtssicherheit und den

gesamten staatlichen Ordnungsrahmen im Sinne des "good governance".

Sicherheit in dieser politischen Dimension kann deshalb z. B. außen-

politische (europäische und atlantische Sicherheitsordnung), wirtschaftliche

(z. B. die von WTO, IWF und der Weltbank geprägten Verhältnisse), aber

auch ökologische Dimensionen wie z. B. die Verschärfung der Wasser-

problematik, der Klimaveränderung, der Hungersnöte, die Verknappung von

Rohstoffen usw. betreffen, aber auch ökologische Aspekte umfassen, wie

z. B. globale Umweltschäden.

Am überzeugendsten und differenziertesten haben meines Erachtens Buzan

u.a.30 die politische Dimension des erweiterten Sicherheitsbegriffes heraus-

gearbeitet. Sie unterscheiden dabei zwischen einer horizontalen und einer

vertikalen Ebene. Auf der horizontalen Ebene wird zwischen fünf inhalt-

lichen Elementen der politischen Sicherheit differenziert, nämlich der
                                                          
29 Hesse, H.: Der Schutzstaat, 1994
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militärischen, der polizeilichen, der ökonomischen, der Umwelt- und der

sozialen Sicherheit und auf der vertikalen Ebene zwischen den

Sicherheitsräumen, nämlich der human security, der national security, der

regional security und der global security.

(2) Die menschliche Dimension der Sicherheit

Der klassische (politische) Sicherheitsbegriff ist mit dem Entwicklungs-

programm der Vereinten Nationen (UNDP) von 1994 zutreffend um das

Konzept der "menschlichen Sicherheit" erweitert und in die inter-

nationale Diskussion eingebracht worden.

Nicht nur die Sicherheit von Staaten (politische Sicherheit, Innere Sicher-

heit, Äußere Sicherheit usw.), sondern die Sicherheit des Menschen, die sog.

Statussicherheit des Einzelnen, ist nach den Vereinten Nationen ent-

scheidend. Das universelle Anliegen menschlicher Sicherheit wird nicht nur

durch militärische / politische Konflikte bedroht, sondern auch durch Armut

und soziale Disparitäten, durch Arbeitslosigkeit und finanzielle

Instabilitäten, durch Verbrechen, terroristische Anschläge, durch

Umweltverschmutzung und Ressourcenknappheit, durch Überbevölkerung,

durch Verletzung der Menschenrechte sowie durch den fehlenden Zugang

ganzer Bevölkerungsgruppen zu machtpolitischen Institutionen / Ent-

scheidungsstrukturen und Informationssystemen.

Nach der herrschenden Meinung (Institute für Friedensforschung) wird die

Hauptursache von Krisen, blutigen Konflikten und Instabilitäten in der

Armut gesehen.

                                                                                                                                                                        
30 Buzan / Voewer / de Wilde, Security, A new Framework for Analysis, 1997
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Exkurs: youth bulge-Problematik

Mit Heinsohn31, der auf Goldstone, Fuller und Huntington

zurückgreift, sollte allerdings dem demografischen Faktor eine

größere Bedeutung für Fragen derartiger Gewaltanwendungen

zugemessen werden.

Goldstone hatte alle staatsbezogenen Gewaltakte Europas in der

Zeit von 1500 - 1850 untersucht und kam zu dem Schluss, dass

für all diese Gewaltakte, also Kriege  /  Revolutionen  /

 Eroberungen usw. keine der gängigen Theorien für

Gewaltanwendung tragfähig seien. Verantwortlich seien vielmehr

die "jungen Männer", die verzweifelt um Positionen ringen und

sich daraus Terror, Bürgerkrieg, Revolutionen und

Welteroberungen ergäben.

Fuller nahm diese Idee Goldstones auf und untersuchte sie am

Entwicklungsland Sri Lanka mit dem gleichen Ergebnis. Fuller

empfiehlt deshalb, den sog. youth bulge genau zu beobachten.

Dieser youth bulge wird angenommen, wenn die

Jugendlichen/Heranwachsenden (15- bis 25-Jährige) mehr als 20

% der Gesamtbevölkerung ausmachen, wenn sich also an der

Bevölkerungspyramide eine signifikante Ausstülpung bei dieser

Altersgruppe ergibt.

Fullers Untersuchung fand dann direkten Eingang in die

prognostischen Überlegungen der US Defense Intelligence

Agency. Danach ist die youth bulge die Schlüsselgröße für

Instabilitäten (und damit zugleich eine Bedrohung der USA).

Gegenwärtig ist der youth bulge am stärksten ausgeprägt in

Afghanistan, Kolumbien, Irak, Mexiko, Pakistan, Saudi-Arabien,

der West-Bank und im Gaza-Streifen.

                                                          
31 Heinsohn, Söhne und Weltmacht, 2003
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Völlig übersehen wird in diesem Zusammenhang das berühmte

Buch von Huntington.32 In der allgemeinen Meinung wird

Huntington als Ahnherr für die Auffassung herangezogen, dass

die Kulturen, insbesondere der Islam als Hauptfaktor für

zukünftiges Blutvergießen anzusehen sei. 

Aber kurz vor Abschluss seines Buches 1996 erfuhr Huntington

von der Untersuchung Fullers. Und dann kommt Huntington zu

einer bemerkenswerten Ergänzung, besser, zu einem totalen

Schwenk / Kehre seiner vielzitierten These. Er schreibt von

vielen bis heute unbeachtet:

"Das riesige Reservoir an beschäftigungslosen Männern

zwischen 15 und 30 Jahren ist eine natürliche Quelle der

Instabilität und der Gewalt innerhalb des Islam wie auch gegen

Nicht-Muslime. Welche anderen Gründe auch sonst mitspielen

mögen, dieser Faktor allein (!) erklärt zu einem großen Faktor

die muslimische Gewalt (aaO S. 433)."

Deshalb wird nach der UNDP der Begriff der Sicherheit mit dem des

Friedens verknüpft. Sicherheit kommt als Global Public Good gemäß der

„International Corporation in the 21. Century“ zentrale Bedeutung für

die Zukunftssicherung zu, wobei die Elemente der Fairness und der

Gerechtigkeit eine entscheidende Rolle spielen.

Im sog. Schutzstaat gehen beide Dimensionen von Sicherheit, nämlich

die politische und die menschliche Dimension, ineinander über und sind

miteinander verschränkt.

                                                          
32 Huntington, Kampf der Kulturen, Die Neugestaltung der Weltpolitik im 21. Jahrhundert, Siedler-
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(3) Die beiden Perspektiven des erweiterten Sicherheitsbegriffes

- Subjektive Perspektive

Bei der Polizei wird bekanntlich zwischen objektiver und subjektiver

Sicherheit unterschieden. Dabei muss man wissen, dass diese

begriffliche Differenzierung gerade in der einschlägigen sozialwissen-

schaftlichen Literatur einvernehmlich abgelehnt wird, weil der Begriff

der objektiven Sicherheit ein Widerspruch in sich selbst sei. Denn

Sicherheit oder Unsicherheit knüpfen nicht an konkrete, unzweideutige

Sachverhalte an, sondern vermitteln sich vielmehr in vielschichtigen,

gesellschaftlichen / politischen Interaktions- und Interpretations-

prozessen.

So wird zu Recht auch seitens der Polizei immer wieder hervorgehoben,

dass es keine "absolute Sicherheit" gäbe, was bei einem rein objektiven

Sachbezug des Sicherheitsbegriffes sehr wohl der Fall sein müsste.

Damit wird mittelbar also auch bestätigt, dass Sicherheit eine

gesellschaftliche / politische Konstruktion von Wirklichkeit ist.

Sicherheit wie auch Unsicherheit sind mithin subjektiv determinierte

Begriffe. Die subjektive Perspektive von Sicherheit, das Sich-sicher-

Fühlen, umschreibt also einen dynamischen Sachverhalt, der sozialen

und politischen Definitionsprozessen unterliegt.

- Zukunftsperspektive

Zentrales und typisches Element von Sicherheit ist der Zukunftsbezug.

Denn Sicherheit bezieht sich regelmäßig auf Maßnahmen und

Instrumente, die in der Lage sind / sein sollen, zukünftige Schäden und

Risiken zu beseitigen. Wer also über Sicherheit entscheidet, entscheidet

mithin regelmäßig über die Zukunft. Mit Aulehner33 geht es bei Sicher-

heitsfragen um die "Vergegenwärtigung von Zukunft und damit um

Risikoeinschätzungen".
                                                                                                                                                                        

Verlag, 8. Auflage, 1998
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Sicherheit erweist sich deshalb nur höchst selten als ein beständiger

Zustand des Geschütztseins, sondern ist wegen der subjektiven

Determiniertheit und wegen des Zukunftsbezuges regelmäßig

kommunikativ konstituiert, also dynamisch verortet. Damit eignet sich

Sicherheit auch dazu, zum Gegenstand politischer Inszenierungen zu

werden. Sicherheit ist das, was gesellschaftlich / politisch als solche

vermittelt oder subjektiv bestimmt wird. Deshalb ist die von der Polizei

so häufig beklagte medienindizierte Verunsicherung der Bevölkerung

nicht nur ein Beispiel für die kommunikative Komponente von

Sicherheit, sondern auch im hohen Maße ein ernst zu nehmender Faktor

bei der Bewertung von Sicherheit. Anders gewendet: Die Sicherheits-

behörden sollten viel intelligenter und nachhaltiger als bisher

professionelle Öffentlichkeitsarbeit betreiben, um (subjektive) Sicherheit

zu "gewährleisten". Sicherheit ist mithin kommunikativ vermittelt

und subjektiv bestimmt.

Sicherheit herrscht nach allem 

in einem bestimmten Sicherheitsraum, wo sich der Einzelne und die

Gesellschaft des zuverlässigen Schutzes seiner / ihrer Unversehrtheit

gewiss ist und deshalb von Sorge befreit sein kann.

Die Erweiterung des Sicherheitsbegriffes hat drei Konsequenzen:

Zum einen ist der erweiterte Sicherheitsbegriff als Weiterentwicklung

und Ergänzung des Begriffes der Inneren Sicherheit zu verstehen.

Zum anderen geht es inhaltlich um die Frage, was Sicherheit ist und

durch wen Sicherheit herzustellen/zu garantieren ist (s.o.).

Schließlich geht es politisch um die Frage, auf welchem Wege Sicher-

heitspolitik entworfen und umgesetzt werden kann.

                                                                                                                                                                        
33 Aulehner, Polizeiliche Gefahren- und Informationsvorsorge, 1998, 287
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c) Die Europäisierung als Motor des erweiterten Sicherheitsbegriffes

Die Erweiterung des Sicherheitsbegriffes und der damit verknüpfte Wandel in

den Sicherheitskonzepten zeigt sich am deutlichsten auf europäischer Ebene.

Hier hat seit über einer Dekade eine für überkommenes deutsches

Sicherheitsdenken geradezu atemberaubende Entwicklung stattgefunden. Unter

der ebenso klaren wie zutreffenden Zielsetzung, dass nichts geeigneter ist, den

EU-Bürgern die Relevanz der Union zu demonstrieren als im Kampf gegen die

Kriminalität und dort vor allem in denjenigen Bereichen, in denen dem

Nationalstaat die Grenzen seiner Einflussnahme gesetzt sind34, ist das

Sicherheitskonzept der EU entwickelt worden.

Das politische Sicherheitskonzept der EU im Sinne des erweiterten Sicherheits-

begriffes greift deshalb Entwicklungen auf, die weit über deutsches vollzugs-

polizeiliches Denken hinausgehen, wie die Immigrationspolitik, die Politik des

politischen Asyls, die Politik gegen transnationale organisierte Kriminalität, die

Anti-Terrorismus-Politik und die Telekommunikationspolitik.

Damit werden ganz im Sinne des erweiterten Sicherheitsbegriffes die

militärische und polizeiliche Dimension von Sicherheit, die Sicherheit des

Einzelnen und die der nationalen Zivilgesellschaft ganzheitlich verknüpft.

Prävention und Repression werden nicht als juristisch strikt zu unterscheidende

Gegensätze wie in Deutschland, sondern ganzheitlich als sich ergänzende Felder

im Sinne des britischen Konzeptes der "Crime Reduction" verstanden.

Zutreffend wird ein Schwerpunkt der Sicherheitsgewährleistung auf die

informationelle Seite gelegt, also auf länderübergreifende, strategische

Informationssammlungen und den operativen Datenaustausch.

Zudem werden neuartige Formen der staatlichen Zusammenarbeit, also die

Zusammenarbeit von Polizei, Militär und Nachrichtendiensten, aber auch die

Zusammenarbeit zwischen staatlichen und gesellschaftlichen Institutionen

vorangetrieben. Geradezu beispielhaft ist der "Aktionsplan des Europäischen

Rates" vom 21.09.2001 zur Bekämpfung des internationalen Terrorismus. Dort

geht es um

                                                          
34 Schlussbericht des Europäischen Konventes der Arbeitsgruppe „Freiheit, Sicherheit und Recht“
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- die Beschleunigung und Intensivierung der polizeilichen und justiziellen

Kooperation,

- den europäischen Haftbefehl,

- die Einrichtung einer Anti-Terrorismus-Abteilung bei Europol,

- den jeweils relevanten Datenaustausch zwischen den Mitgliedsstaaten der

Europäischen Union sowie zwischen Europol und den entsprechenden

nordamerikanischen Organisationen,

- die Implementation und Neuentwicklung internationaler Instrumente zur

Ausfüllung von UN-Konventionen,

- die Bekämpfung der finanziellen Grundlagen des internationalen

Terrorismus und

- die Intensivierung der Rolle der Europäischen Union in der Prävention und

der Lösung regionaler gewaltsamer Konflikte.

Natürlich bleibt die europäische Sicherheitspolitik im dritten Pfeiler verortet,

und über die Effizienz von Ratsbeschlüssen mag man trefflich streiten, aber

eines dürfte klar sein: Die Kriminalitätsbekämpfung ist spätestens seit dem

Amsterdamer Vertrag kein Feld mehr, das ausschließlich der national-

souveränen Gestaltung Deutschlands unterliegt. Dies hat auch zur Folge, dass

zunehmend europäische Einflüsse, die den deutschen Rechtstraditionen nicht

entsprechen (Stichwort: Trennungsgebot/Differenzierung zwischen Prävention

und Repression) durchaus wirksam werden und ein Umdenken erfordern. Für

die Polizei hat diese europäische Entwicklung den großen Vorteil, dass ihre

Initiativen zur Kriminalitätsbekämpfung, die häufig mit denen der europäischen

Initiativen deckungsgleich sind (z. B. Telekommunikationsüberwachung,

Mindestspeicherfristen), nicht - wie es in der Vergangenheit immer so gerne

und oft geschehen ist - als "Verpolizeilichung", als "Instrumente des Über-

wachungsstaates", als datenschutzwidrig und damit verfassungswidrig gebrand-

markt und sogar als Bedrohung für die gesamte Zivilgesellschaft skandalisiert

werden, sondern vielmehr als europäische Initiativen zur Kenntnis genommen

werden müssen. Die Polizei kann nun mit gutem Grund auf die entsprechenden



Fragmentierung von Sicherheit -
Aktuelle Trends bei Entscheidungen des BVerfG Seite 29 von 38
zu vollzugspolizeilichen Fragestellungen

EU-Initiativen verweisen, denen gegenüber die deutsche Kritik deutlich

verhaltener und unsicherer erscheint.

d) Kritik am erweiterten Sicherheitsbegriff

Der erweiterte Sicherheitsbegriff steht natürlich auch in der Kritik. Soweit

ersichtlich wird die Kritik an vier Punkten festgemacht (nur in Stichworten):

(1) Vom Tatverdacht zum Risiko sog. Vorverlagerung / Initiativ-

ermittlungen

Seit langem wird im Feld der Gefahrenabwehr / Prävention die zeitliche

Vorverlagerung staatlicher Informationserhebungsmaßnahmen vor der

wirklichen Feststellung der konkreten Gefahr (sog. Gefahrerforschungsein-

griffe) bzw. im Feld der Strafverfolgung / Repression vor dem Zeitpunkt des

konkreten Tatverdachtes (Initiativermittlungen) als "Vernachrichtendienstli-

chung"35 des Strafprozesses und des Polizeirechtes kritisiert. Es finde eine

Verlagerung polizeilicher Befugnisse in das Vorfeld des Tatverdachtes (das

sind tatsächliche Anhaltspunkte für eine konkrete Straftat) statt. Diese Kritik

wird immer wieder bei der Neuschaffung von abstrakten Gefährdungs-

delikten wie z. B. bei § 129b StGB laut. Dahinter verbirgt sich die Kritik,

dass eine Abkehr vom konventionellen Ziel, begangene Straftaten

aufzuklären, stattgefunden habe, und sich die Polizei / Strafverfolgungs-

behörden proaktiven und präventiven Ermittlungsmethoden (Stichwort:

Präventionsstaat) zuwenden. Damit entfalle der Tatverdacht als

Voraussetzung für spezifische Ermittlungsmethoden (insbesondere im

Bereich der Telekommunikationsüberwachung). Der konkrete Tatverdacht

werde ersetzt durch das abstrakte Risiko. Bei der Risikofeststellung reichten

dann weniger substantiierte Erkenntnisse als ein konkreter Tatverdacht für

die Eingriffsbefugnisse aus. Zudem fehle es an Belegen dafür, ob und in

welchem Umfange solche Risiken tatsächlich vorhanden seien.
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Für den Bereich der Telekommunikationsüberwachung gilt diese Kritik nur

in eingeschränktem Maße für Deutschland, wohl aber müssten sich die

USA, England, Italien, Frankreich und auch die Niederlande angesprochen

fühlen, die bei Ermittlungen gegen die Organisierte Kriminalität oder den

Terrorismus die rein präventive Überwachung der Telekommunikation

ebenso erlauben wie zur strategischen Informationsgewinnung in diesem

Bereich.

(2) Einbeziehung der Zivilgesellschaft zur Herstellung von Sicherheit

Das Einbeziehen gesellschaftlicher Institutionen in die staatliche

Kriminalitätsbekämpfung sei ferner ein Beleg dafür, dass eine Bedeutungs-

verschiebung von ausschließlich staatlicher Sicherheitsgewährleistung hin

zu einer gesellschaftlichen Mitwirkung bei der Repression stattgefunden

habe. Als Beispiele werden hierfür das Geldwäschegesetz und die

Telekommunikationsüberwachung zu Strafverfolgungszwecken angeführt.

Insoweit (Geldwäsche) besteht allerdings seit 1988 (Wiener UN-Konvention

und die nachfolgende Geldwäscherichtlinie der EU) international durchaus

Konsens dahingehend, dass bestimmte zivile Institutionen gerade zur

Bekämpfung der Organisierten Kriminalität und des Terrorismus ver-

pflichtet sind, mit staatlichen Institutionen bei der Verbrechensbekämpfung

zusammenzuarbeiten. Gleiches gilt für die Einbindung der Tele-

kommunikations-Anbieter im Bereich der Telekommunikations-

überwachung.

                                                                                                                                                                        
35 Paeffgen, „Vernachrichtendienstlichung“ von Strafprozess- und Polizeirecht im Jahr 2001, StV 22
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(3) Aufhebung der Gewaltenteilung

Durch die einseitige Betonung der Effizienz von Sicherheitskonzepten

werde der Gedanke der Gewaltenteilung, die innerstaatliche checks and

balances prinzipiell aufgehoben.

Diese Kritik ist sicher ernst zu nehmen, aber auch vor dem Hintergrund der

einmaligen Fragmentierung von Sicherheit in Deutschland ganzheitlich zu

würdigen und entsprechend auszubalancieren.

(4) Neue Machtpotenziale

Die neue Staatenkooperation erzeuge neue Machtpotentiale. So sei von

einem Bedeutungsverlust der nationalen Zentralgewalten und des nationalen

Gewaltmonopols auszugehen, und es sei ein Bedeutungszuwachs

internationaler oder transnationaler Formen der polizeilichen und

militärischen Kooperation festzustellen. Dies münde in Entwicklungen von

übernationalen Interventionskräften und des internationalen Austausches

von Informationen.

Beck36 sieht zwei Idealtypen, wie mit diesen zusätzlichen Machtpotentialen

umgegangen werden könne: Zum einen der Typus der Überwachungs-

staaten, die mit der neuen Kooperationsmacht zu Festungsstaaten ausgebaut

werden und zum anderen die "weltoffenen Staaten", die ihre nationale

Souveränität / Autonomie abbauen, indem sie diese Machtpositionen an

internationale Organisationen delegieren (vgl. Art. 23 und 24 GG).

Diese Kritik ist durchaus beachtlich, aber der Sache nach nicht unbekannt.

Die durch den erweiterten Sicherheitsbegriff angelegte Verzahnung innerer

und äußerer Sicherheit sowie der strategischen und operativen Informations-

gewinnung führt m.E. zwar zu einer Verlagerung der Gewichte nicht nur

von der Repression hin zur Prävention, sondern auch zu einer

Bedeutungsverschiebung von der Justiz hin zur Exekutive. Sicherlich

erfordert diese Feststellung neue, vielleicht auch weichere Formen der
                                                                                                                                                                        

(2002), S. 336 f.
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Kontrolle, lässt aber den Rechtsstaat als solchen m.E. unverletzt, da die

Gewährleistung des Rechtsschutzes des Einzelnen in keinster Weise

beeinträchtigt wird. Der ausgewogene Ausgleich zwischen dem Recht auf

informationelle Selbstbestimmung gemäß Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1

GG und der Sicherheitsgewährleistung erscheint auch unter der Ägide des

erweiterten Sicherheitsbegriffes durchaus realisierbar.

4. FAZIT

(1) Der erweiterte Sicherheitsbegriff ist als notwendige Erweiterung und Ergänzung

des klassischen Begriffes der Inneren Sicherheit zu verstehen.

(2) Der erweiterte Sicherheitsbegriff erlaubt es, das Thema Sicherheit in

erweitertem Zusammenhang zu entwickeln und dabei die Vielzahl von

gegenwärtig diskutierten Einzelaspekten in das Gesamtsystem Sicherheit

einzubinden.

(3) Die überkommene Dogmatik des Rechtes auf informationelle Selbst-

bestimmung ist im Hinblick auf den Datenaustausch von Informationen

zwischen staatlichen Sicherheitsagenturen unter dem Aspekt der Sicherheits-

gewährleistung neu zu überdenken.

(4) Das Bundesverfassungsgericht berücksichtigt zwar die Sicherheitsaspekte im

konkreten Einzelfall, übersieht allerdings durchgängig seine zentrale Aufgabe,

über die Einzelfallentscheidung hinaus auch die Sicherheitsgewährleistung

hinreichend zu berücksichtigen. Keine der 15 Entscheidungen zu

vollzugspolizeilichen Fragestellungen seit 1998 behandelt diesen zentralen

Aspekt.

                                                                                                                                                                        
36 Beck, Das Schweigen der Wörter, Über Terror und Krieg, 2002
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Aktuelle Trends bei Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts
(BVerfG) zu vollzugspolizeilichen Fragestellungen

Frank Thiede, BKA Wiesbaden

Insgesamt 16 Entscheidungen des BVerfG seit 2000 mit polizeirelevantem Bezug

wurden vor dem Hintergrund der Fragestellung überprüft, 

- ob bei der Abwägung der widerstreitenden Interessen des einzelnen

Grundrechtsträgers gegenüber dem öffentlichen Interesse Belange der öffentlichen

Sicherheit hinreichend berücksichtigt wurden

- wenn ja, ob es Unterschiede in der Argumentation bzw. Gewichtung der Interessen

zwischen Entscheidungen des 1. und des 2. Senates gibt.

Vorwegegenommen kann festgestellt werden, dass ein signifikanter Unterschied in der

Rechtsprechung der beiden Senate etwa im Sinne einer mehr oder minder vorhandenen

"Polizeifreundlichkeit" nicht belegt wurde.

Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass selbstverständlich vom BVerfG das

Sicherheitsinteresse in die Abwägung im Rahmen der Verhältnismäßigkeit eingestellt

wird, wo dies grundrechtsdogmatisch und "prüfungstechnisch" geboten war. Nach den

Ausführungen von Dr. Ahlf darf sich von Seiten des BVerfG jedoch nicht auf eine

reine Interessenabwägung beschränkt werden. Wenn man einen Gewährleistungs-

anspruch des Bürgers gegen den Staat (und das BVerfG ist Teil des Staates) bejaht und

öffentliche Sicherheit als Staatsziel ausgestaltet ist, muss die Berücksichtigung der

Belange der öffentlichen Sicherheit aus übergeordneter Sicht wahrgenommen werden.

Das BVerfG prüft den vorgetragenen Sachverhalt jedoch gerade nicht aus dieser

übergeordneten Sicht. Die Entscheidungen sind mithin "mikrokosmisch" im Sinne der

Grundrechtsdogmatik nicht angreifbar, jedoch "makrokosmisch" im Sinne des

Staatszieles "Sicherheit" von einer gewissen Theorielastigkeit geprägt, indem der

Polizei Vorgaben gemacht werden, deren Einhaltung der Gewährleistung des

Staatsziels "öffentliche Sicherheit" zu wider laufen. Grundsätzliches Misstrauen
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gegenüber dem Staat (siehe Ausführungen Dr. Ahlf), insbesondere gegenüber der

Polizei; ist festzustellen, obwohl etwa die Studien des Max-Planck-Instituts, Freiburg,

zur Telekommunikationsüberwachung (TKÜ) und Wohnraumüberwachung (WRÜ)

einen sehr verantwortungsvollen Umgang der Polizei mit eingriffsintensiven

Eingriffsbefugnissen ergeben haben.

Beispiele:

Entscheidung zur Durchsuchung bei Gefahr im Verzuge

Grundsätzlich hat das BVerfG hier zunächst lediglich das in Art. 13 II GG, §§ 102 ff

StPO enthaltene Regel-Ausnahme-Verhältnis zum Richtervorbehalt und der Gefahr im

Verzuge deutlich gemacht. Aber z.B. in der Nachtzeit wurde vorgegeben, die

Erreichbarkeit der Justiz zu sichern und auch in Notfällen muss der Polizeibeamte

zunächst die Staatsanwaltschaft versuchen zu erreichen, was wiederum dokumentiert

werden muss.

Entscheidung zur akustischen Wohnraumüberwachung

Zwar ist Art. 13 III GG selbst hiernach verfassungsgemäß, aber es sind Änderung der

StPO notwendig.

Der Straftatenkatalog genügt demnach nicht dem Begriff der "besonders schweren

Straftat", was das BVerfG an der abstrakten Strafandrohung, nicht etwa an der

Sozialschädlichkeit festgemacht hat.

Zum Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung sind zukünftig umfangreiche

Vorabklärungen nötig, wie die Räume genutzt werden, es ist eine ständige Prognose zu

stellen (abgesichert durch Technik), wer sich zu welchem Zweck in der Wohnung

aufhält. Gegebenenfalls ist live mitzuhören (Problem: Personal, Dolmetscher) und

abzuschalten (Problem: Wann darf wieder eingeschaltet werden ?).

Weitere Dokumentations- und Kennzeichnungspflichten (bei Weitergabe einer

Information aus einer WRÜ) sind den Behörden aufgegeben.

Die Benachrichtigung über die WRÜ sind nicht mehr zurückstellbar, wenn der

zukünftige weitere Einsatz eines Verdeckten Ermittlers (VE) gefährdet ist oder bei

"Gefährdung der öffentlichen Sicherheit" (sondern nur noch bei Leib- und

Lebensgefahr oder Gefährdung des Ermittlungserfolgs). Zu benachrichtigen sind nach
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den Ausführungen des BVerfG alle "Betroffenen", nicht nur der Grundrechtsträger aus

Art. 13 GG.

Entscheidung zur Beschlagnahme und Auswertung von Handys

Es handelt sich um einen Kammerbeschluss. Nunmehr ist demnach Art. 10 GG

betroffen, wenn ein Handy zwecks Auslesen des Rufnummernspeichers)

(ein-/ausgehende oder entgangene Gespräche) beschlagnahmt wird. Das gelte auch,

wenn Einzelverbindungsnachweise in Papierform beschlagnahmt würden.

Hier müssten die Voraussetzungen nach § 100g StPO vorliegen.

Also muss nach Maßgabe dieser Entscheidung ein richterlicher Beschluss, bei Gefahr

im Verzug (GiV) eine Anordnung der StA ergehen. 

Problem: Unabhängig von der nach meines Erachtens grundrechtsdogmatischen

Fragwürdigkeit sind diese Vorgaben in vielen polizeilichen Lagen kaum oder gar nicht

einzuhalten. Sie sind etwa dann nicht möglich, wenn das Auslesen der zuletzt

angewählten Rufnummer ad hoc noch vor Ort vorgenommen werden muss, etwa um

einen Mittäter zu identifizieren; dies ist dem Polizeivollzugsbeamten (PVB) aber nicht

möglich, sondern bedarf zumindest der Eilanordnung durch die StA.

Erklärungsversuche:

Einen Höhepunkt des "Misstrauens" gegenüber staatlichem Eingriffshandeln,

insbesondere bei der Erhebung von Daten - ist im Volkszählungsurteil des BVerfG von

1983 erreicht worden. 

Gerichtliche Entscheidungen - zumal des BVerfG - sind jedoch auch stets "im Lichte

der Zeit" zu verstehen. Am Vorabend des Orwell-Jahres 1984 mag die Angst vor dem

gläsernen Menschen im besonderen Focus der Öffentlichkeit gestanden haben und

Computertechnologie war noch den meisten Bürgern fremd.

Heute, wo die Bürger freiwillig an Bonusprogrammen - "Payback" - teilnehmen und

ihre Kreditkartennummer im Internet freimütig übermitteln, ist die Angst vor dem

"großen Bruder" durch Beherrschen der Computertechnologie in weiten Teilen der

Bevölkerung eher der Angst vor der "großen Straftat" gewichen. Es bleibt abzuwarten,

ob sich diese Strömung gleichfalls in der Rechtsprechung der obersten Gerichte und

insbesondere des BVerfG widerspiegeln wird.
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